


Ein notwendiges Gutachten zur Erdbebensicherheit für die weitere Zwischenlagerung
in Jülich liegt zur Zeit noch nicht vor. Dieses Gutachten ist jedoch die Voraussetzung 
für eine weitere Lagerung am bisherigen Standort. Ein Wegtransport nach Ahaus ver-
schiebt zusätzlich zu den Transportrisiken und -kosten die Probleme nur örtlich und 
zeitlich. Einen Transport in die USA versucht die Bundesregierung durch die zweifel-
hafte Umdeklaration des Atommülls zu Forschungsabfall zu legitimieren. Zusätzlich 
zu den Transportrisiken, den zahlreichen technischen Problemen und den extrem ho-
hen Kosten stützt die Bundesregierung diese Option auf eine äußerst zweifelhafte 
Rechtsgrundlage.    
Unsere Position ist daher klar: Wir halten weiter an dem im Koalitionsvertrag veran-
kerten Ziel fest, Atomtransporte zu vermeiden. Wörtlich heißt es darin: „Zudem leh-
nen wir sinnlose und gefährliche Atomtransporte quer durch NRW ab. Wir wollen, 
dass die Castoren, vor allem die in Jülich lagernden, nur noch einmal transportiert 
werden – nämlich zu einem Endlager, wenn hierfür ein Standort gefunden ist.“ 

Diese Vereinbarung gilt. Sie entbindet die Landesregierung jedoch nicht von der 
Pflicht, alle Optionen für einen sicheren Verbleib der Brennelemente aus Jülich zu 
prüfen. Hinzu kommt, dass das Forschungszentrum in Jülich zu 90 Prozent dem 
Bund und nur zu 10 Prozent dem Land NRW gehört. Damit liegen viele der zentralen 
Entscheidungen nicht bei der Landesregierung. Seit Jahren fordern wir Grünen so-
wohl in der NRW-Landesregierung als auch in der Opposition im Bundestag von der 
Bundesregierung Klarheit über die Zukunft des Jülicher Atommülls. Doch statt etwa 
das Zwischenlager in Jülich zu ertüchtigen, entzieht sich die Bundesregierung der 
Verantwortung. Dennoch nutzen wir alle Möglichkeiten die wir haben, um einen 
Transport der Kugeln zu verhindern – bisher erfolgreich. 
Unser Ziel bleibt der Verbleib der Kugeln in Jülich – und zwar solange, bis ein siche-
res Endlager in Deutschland gefunden wurde. 
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